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Aktuelle Rechtsprechung der
Arbeitsgerichte
Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0



Karsten Rehfeldt
Geschäftsführer bbvs GmbH
gerichtlich zugelassener Rentenberater 
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Aktuelle Rechtsprechung der Arbeitsgerichte



3 AZR 150/23 vom 12.03.2024
Verschaffungsanspruch - Bezugnahme auf TVöD - Auslegung
Der Kläger (AN) begehrte einen Anspruch auf bAV aus Arbeitsvertrag,
der auf Tarifvertrag verwies



Entscheidung:
Der Bezug auf den Tarifvertrag bezieht nicht automatisch den Tarif-
vertrag zur AV mit ein. Der Anspruch wurde abgewiesen.



Auszug aus der Begründung:
Auch wenn die Durchführung – wie hier bei einer Durchführung über die VBL – nicht durch den
Arbeitgeber selbst erfolgt, steht der Arbeitgeber für die von ihm zugesagten Leistungen ein.
Allgemeine Geschäftsbedingungen sind – ausgehend vom Vertragswortlaut – nach ihrem objektiven
Inhalt und typischem Sinn einheitlich so auszulegen, wie sie von rechtsunkundigen, verständigen
und redlichen Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der normalerweise beteiligten
Verkehrskreise verstanden werden, wobei die Verständnismöglichkeiten des durchschnittlichen
Vertragspartners des Verwenders zugrunde zu legen sind.
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Aktuelle Rechtsprechung der Arbeitsgerichte



Bedeutung für die Praxis
Arbeitgeber steht für die zugesagten Leistungen ein, auch wenn die Versorgung nicht
unmittelbar über ihn erfolgt. 
Arbeitsverträge und Versorgungszusagen (Versorgungsordnung) sind regelmäßig
AGB und unterliegen der Inhaltskontrolle der Gerichte und sind...



nach objektivem Inhalt und typischem Sinn einheitlich so auszulegen, wie sie von
rechtsunkundigen, verständigen und redlichen Vertragspartnern unter Abwägung
der Interessen der normalerweise beteiligten Verkehrskreise verstanden werden.
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Aktuelle Rechtsprechung der Arbeitsgerichte



3 AZR 144/23 vom 30.01.2024
Gesamtzusage - ruhegeldfähiges Monatsentgelt
Der Kläger begehrte die Anrechnung bestimmter Gehaltsbestandteile auf das
ruhegeldfähige Gehalt



Entscheidung:
Nicht alle Gehaltsbestandteile sind automatisch “ruhegeldfähig”, vielmehr kommt
es auf die Formulierung in der Versorgungszusage an, welche
Gehaltsbestandteile tatsächlich ruhegeldfähig sind.



Bedeutung für die Praxis
Werden Versorgungszusagen gehltsabhängig formuliert, muss klar und eindeutig
geregelt sein, was unter Gehalt zählt und was nicht.
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Aktuelle Rechtsprechung der Arbeitsgerichte



3 AZR 285/23 vom 20. August 2024
Arbeitgeberzuschuss zu Entgeltumwandlung - Tariföffnung
Der Kläger begehrte den gesetzlichen Zuschuss zur Entgeltumwandlung.



Entscheidung:
von den gesetzlichen Regelungen zur Entgeltumwandlung einschließlich des
Anspruchs auf einen Arbeitgeberzuschuss kann auch in Tarifverträgen
abgewichen werden, die bereits vor Inkrafttreten des Ersten
Betriebsrentenstärkungsgesetzes am 1. Januar 2018 geschlossen wurden.



Bedeutung für die Praxis
Sollte es einen Tarifvertrag geben, muss geprüft werden, ob in diesem eine
Regelung zu einem Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung geregelt ist.
Fehlt eine Regelung, ist die Nichtzahlung durch § 19 BetrAVG gedeckt.
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Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0



Aktueller Stand:
Kabinettsbeschluss (Regierungsentwurf) am 18. September verabschiedet



Vorbemerkungen:
Im Koalitionsvertrag des Jahres 2021 haben die Koalitionspartner das Ziel
definiert: „Die betriebliche Altersversorgung wollen wir stärken, unter anderem
durch die Erlaubnis von Anlagemöglichkeiten mit höheren Renditen. Zusätzlich
muss das mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz bereits in der vorletzten
Legislaturperiode auf den Weg gebrachte Sozialpartnermodell nun umgesetzt
werden.



Kritik:
Grundsätzlich ist der Entwurf zu begürßen, zeigt er doch den Willen des
Gesetzgebers, die betriebliche Altersversorgung als Alternative zur Gesetzlichen
Rentenversicherung weiter zu stärken, dennoch geht der Entwurf an einigen
Stellen nicht weit genug.
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Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0



Die geplanten Änderungen:



Anhebung der Abfindungsgrenzen
Vorzeitige Inanspruchnahme der Betriebsrente: 
Optionsmodelle zur automatischen Entgeltumwandlung auf Betriebsebene
Verbesserungen beim Sozialpartnermodell
Verbesserungen bei der Geringverdienerförderung
Änderungen im VAG und der Anlageverordnung
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Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0 



Anhebung�der�Abfindungsgrenzen�



Der�neue�§�3�Abs.�2a�soll�die�Möglichkeit�schaffen,�eine�einvernehmliche�Abfindung 
unverfallbarer�Kleinstanwartschaften�in�Höhe�von�2%�der�Bezugsgröße�bzw.�24/10�der 
Bezugsgröße� bei� Kapitalleistungen� vorzunehmen,� wenn� der� Betrag� durch� en 
Arbeitgeber�unmittelbar�an�die�Deutsche�Rentenversicherung�gezahlt�wird.



24/10�in�2024:���8.988�€�=�37,62�€�mehr�Rentenanspruch



Kritik:
hohe bürokratische Hürden (AG muss zahlen, nicht die
Versorgungseinrichtung)
aktuell nur steuerlich flankiert
Zwang der Zahlung an die DRV führt zu mangelnder Akzeptanz
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Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0



Optionsmodelle zur automatischen Entgeltumwandlung auf Betriebsebene



bisher nur über Tarifverträge möglich
zukünftig soll auch die Möglichkeit über Betriebs- oder Dienstvereinbarungen
gegeben sein



Kritik:
nur Unternehmen mit Betriebsrat oder Personalrat (ÖD)
Ausweitung der Zuschusspflicht auf alle Durchführungswege
Verrechnungsmöglichkeit mit anderen AG-Beiträgen?











9. bAV - Symposium Magdeburg, Oktober 2024



Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0



Verbesserungen bei der Geringverdienerförderung



Erhöhung der Fördergrenzen
      maximale Förderung neu = 360 € p.a. 30% von 1.200 €



Danymische Anpassung der Geringverdienergrenze an die BBG 



             
                  3% der BBG 2025 = 2.898 €



die durchschnittliche Anpassung der BBG lag in den letzten 30 Jahren bei 2,27 %.
D.h., nach 10 Jahren beträgt die Grenze ca. 3.600 €.



Kritik (aba)
Der Förderbetrag für den Arbeitgeber sollte auch angehoben werden, um
größere Anreize zu schaffen
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Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0



Verbesserungen bei der Geringverdienerförderung



Beispiel:



AN  (35) mit 2.898 € Brutto wandelt 100 € monatlich um und bekommt den
gesetzliche. Zuschuss in Höhe von 15% und 100 € Geringverdienerförderung



monatlicher Aufwand AN:    54,66 €
monatlicher Aufwang AG:    45,50 € (100 € - 5€ SV - 30% Förderung und BA)



mögliche Leistungen (Metallrente):     349,93 €   Rente
                                                              134.280 €  Kapital
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Zusammenfassung



Ansätze sind grundsätzlich als positiv zu bewerten



folgende Punkte müssen angegangen werden:



   Flexibilisierung der Eingriffsmöglichkeiten in bestehende Zusagen
   Flexibiliesierung der Garantien (siehe Entwurf Riester)
   Anpassung der Dotierungshöchstgrenzen in Steuer und SV
   Vereinheitlichung des Freibetrages für Kranken- und Pflegeversicherung
   Anpassung der Bewertung von Direktzusagen (Steuer- und Handelsbilanz)
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Und zum Schluss was Positives



Bundeskabinett beschließt Formulierungshilfe für einen 
Änderungsantrag zum 4. Bürokratieentlasungsgesetz



demnach soll im Nachweisgesetz die Schriftform durch die
Textform ersetzt werden. Ein wichtiger Schritt zur
Digitalisierung auch in der bAV!
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APELLA ENTWICKLUNG
Umsatz 2023



Umsatz in €



2019 35.700.000
2020 41.118.000
2021 50.645.000
2022 50.741.477 (Konzern)



Umsatz 2023



51.219.000 (Konzern)
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APELLA ENTWICKLUNG
Cash Rangliste



Fonds Finanz  65,80 292,40
Jung, DMS & Cie.  52,90 171,70
VEMA   41,03 nicht vergleichbar



Netfonds  36,60 192,90
1:1 Assekuranzservice 17,75   45,02
BCA   17,07   70,12
Fondsnet Holding  16,13 161,68
Fondskonzept  13,00 115,00
Verticus   12,17   49,31
DEMV     9,97     9,97
Pma     9,08   36,30
Apella     7,63   50,20



Rang Unternehmen   Rohertrag 2023 Gesamtumsatz 2023
    in Mio. Euro in Mio. Euro
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APELLA ENTWICKLUNG
Unsere Auszeichnungen











Apellanisches Dorf











Apellangers
Auftritt zur DKM











Apellangers
Auftritt zur DKM
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„StaRUG – Auswirkungen auf die bAV“
SDV  AG „Kick Off“ – DIE GEWERBEBERATER 10.04.2024
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Zu meiner Person



David Bastanier



Schwerpunkte:
Bank- & Kapitalmarktrecht 



Vertriebsrecht



Datenschutzrecht



 seit 2008 auf Bank- & Kapitalmarktrecht spezialisiert



 seit 2012 mit eigener Kanzlei tätig



 seit 2016 Partner der Bastanier & Schmelzer PartmbB



 seit 2017 zertifizierter Datenschutzbeauftragter (TÜV)
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Unsere Kanzlei



Eine Lösung ist nur dann wirklich gut, 
wenn sie rechtlich sauber 
und wirtschaftlich sinnvoll ist.



Wir verstehen uns nicht als klassische Anwaltskanzlei, 
sondern als Lotsen im juristischen Dickicht des 
Paragraphen-Dschungels. Uns geht es in erster Linie um 
die Vermeidung unnötiger Konflikte. Denn die kosten oft 
sehr viel Geld, Zeit und Nerven und führen meistens nicht 
zu einer dauerhaften und zufriedenstellenden Lösung des 
Problems. Sorgen wir doch viel lieber dafür, dass 
Probleme gar nicht erst entstehen!
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Thema heute:
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StaRUG 
– 



Auswirkungen auf die bAV
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Was ist das StaRUG?



 Gesetz über den Stabilisierungs- und 
Restrukturierungsrahmen für Unternehmen 
(kurz StaRUG)



 seit 01.01.2021 in Kraft



 gesetzlicher Rahmen zur Restrukturierung 
drohend zahlungsunfähiger Unternehmen



 Sanierung unter Einbeziehung von 
Gläubigergruppen zur Vermeidung einer 
Insolvenz (auch gegen den Willen Einzelner 
möglich!)



 diskretes, „geräuschloses“ Verfahren zur 
unternehmerischen Neuausrichtung
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Was verlangt das StaRUG?



Gesetz über den Stabilisierungs- und 
Restrukturierungsrahmen für Unternehmen
(Unternehmensstabilisierungs- und -
restrukturierungsgesetz - StaRUG)



§ 1 Krisenfrüherkennung und Krisenmanagement bei
haftungsbeschränkten Unternehmensträgern



(1) Die Mitglieder des zur Geschäftsführung berufenen
Organs einer juristischen Person (Geschäftsleiter) wachen
fortlaufend über Entwicklungen, welche den Fortbestand
der juristischen Person gefährden können. Erkennen sie
solche Entwicklungen, ergreifen sie geeignete
Gegenmaßnahmen und erstatten den zur Überwachung
der Geschäftsleitung berufenen Organen
(Überwachungsorganen) unverzüglich Bericht. Berühren
die zu ergreifenden Maßnahmen die Zuständigkeiten
anderer Organe, wirken die Geschäftsleiter unverzüglich
auf deren Befassung hin.



(2) Bei  rechtsfähigen Personengesellschaften im Sinne
von § 15a Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 der 
Insolvenzordnung gilt Absatz 1 entsprechend für die 
Geschäftsleiter der zur Geschäftsführung berufenen
Gesellschafter.
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Was verlangt das StaRUG?
Gesetz über den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen (Unternehmensstabilisierungs- und 



-restrukturierungsgesetz - StaRUG)



§ 1 Krisenfrüherkennung und Krisenmanagement bei haftungsbeschränkten Unternehmensträgern



(1) Die Mitglieder des zur Geschäftsführung berufenen Organs einer juristischen Person (Geschäftsleiter) wachen 
fortlaufend über Entwicklungen, welche den Fortbestand der juristischen Person gefährden können. Erkennen sie 
solche Entwicklungen, ergreifen sie geeignete Gegenmaßnahmen und erstatten den zur Überwachung der 
Geschäftsleitung berufenen Organen (Überwachungsorganen) unverzüglich Bericht. Berühren die zu ergreifenden 
Maßnahmen die Zuständigkeiten anderer Organe, wirken die Geschäftsleiter unverzüglich auf deren Befassung hin.



(2) Bei rechtsfähigen Personengesellschaften im Sinne von § 15a Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 der Insolvenzordnung 
gilt Absatz 1 entsprechend für die Geschäftsleiter der zur Geschäftsführung berufenen Gesellschafter.
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Was verlangt das StaRUG?
Gesetz über den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen (Unternehmensstabilisierungs- und 



-restrukturierungsgesetz - StaRUG)



§ 1 Krisenfrüherkennung und Krisenmanagement bei haftungsbeschränkten Unternehmensträgern



(1) Die Mitglieder des zur Geschäftsführung berufenen Organs einer juristischen Person (Geschäftsleiter) wachen 
fortlaufend über Entwicklungen, welche den Fortbestand der juristischen Person gefährden können. Erkennen sie 
solche Entwicklungen, ergreifen sie geeignete Gegenmaßnahmen und erstatten den zur Überwachung der 
Geschäftsleitung berufenen Organen (Überwachungsorganen) unverzüglich Bericht. Berühren die zu ergreifenden 
Maßnahmen die Zuständigkeiten anderer Organe, wirken die Geschäftsleiter unverzüglich auf deren Befassung hin.



(2) Bei rechtsfähigen Personengesellschaften im Sinne von § 15a Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 der Insolvenzordnung 
gilt Absatz 1 entsprechend für die Geschäftsleiter der zur Geschäftsführung berufenen Gesellschafter.
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Was verlangt das StaRUG?
Gesetz über den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen (Unternehmensstabilisierungs- und 



-restrukturierungsgesetz - StaRUG)



§ 102 Hinweis- und Warnpflichten



Bei der Erstellung eines Jahresabschlusses für einen Mandanten haben Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer und Rechtsanwälte den Mandanten auf das Vorliegen eines möglichen 
Insolvenzgrundes nach den §§ 17 bis 19 Insolvenzordnung und die sich daran anknüpfenden Pflichten der 
Geschäftsleiter und Mitglieder der Überwachungsorgane hinzuweisen, wenn entsprechende Anhaltspunkte 
offenkundig sind und sie annehmen müssen, dass dem Mandanten die mögliche Insolvenzreife nicht bewusst ist.











|



 Geschäftsleiter sind verpflichtet, mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns tätig zu werden (z.B. §§ 43 
Abs. 1 GmbHG, § 93 Abs. 1 AktG)



 Verstöße gegen die Sorgfaltspflicht, 
begründen Schadensersatzansprüche 
(z.B. §§ 43 Abs. 2 GmbHG, § 93 Abs. 2 
AktG)



 Berater haften entsprechend (§ 102 
StaRUG i.V.m. Beratungsvertrag)



Warum ist das so wichtig?
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 gesetzliche Verpflichtung aller Unternehmen zur 
Krisenfrüherkennung und zum Krisenmanagement



 Aufbau eines angemessenen Systems zur Erkennung 
bestandsgefährdender Risiken innerhalb eines 
Prognosezeitraums (Stichwort: Risiko eines 
Insolvenzantrags) 



 Prognosezeitraum: i.d.R. 24 Monate (§ 18 Abs. 2 
InsO)



 Ergreifen angemessener Gegenmaßnahmen bei 
erkannter wirtschaftlicher Gefährdung 



 Dokumentation auf Basis welcher Informationen, 
wie zum Wohle des Unternehmens gehandelt wurde



Was muss da jetzt gemacht werden?
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 Sanierungsverschleppungs- und 
Insolvenzverursachungshaftung der Geschäftsleitung 



 Insolvenzverwalter werden Ansprüche wegen der 
Verletzung einer Pflicht aus § 1 StaRUG prüfen und ggf. 
gegen die Verpflichteten geltend machen (müssen) 



 D&O-Versicherungen können bei „Unterlassen“ 
(Stichwort: wissentliche Pflichtverletzung) Leistung 
verweigern  persönliche Haftung der Verpflichteten 
(vgl. § 43 Abs. 1 GmbHG, § 93 Abs. 1 AktG, § 116 AktG, § 
128 HGB)



Bild: juicy_fish - Flaticon



Und wenn das nicht gemacht wird?
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 Urteil des OLG Nürnberg vom 30.03.2022, Az. 12 U 1520/19 (sog. 
Tankkartenfall)



 Unternehmen gibt Tankkarten mit Kreditlimit an Kunden heraus



 Zur Vermeidung von Zahlungsausfällen werden klare Regeln zum Umgang 
mit Kartenlimits aufgestellt (max. Kreditlimits, Meldepflichten, Vier-Augen-
Prinzip, Schulungen, etc.)



 Mitarbeiter manipuliert Abrechnungen und Prozesse



 Geschäftsleitung überwachte die Einhaltung der Regelungen nicht 
(ausreichend)



 Geschäftsführer wird zur Zahlung von 788.933,31 EUR zzgl. Zinsen verurteilt



 D&O-Versicherung verweigert Deckung wegen grober Fahrlässigkeit



Foto: Studio_east / stock.adobe.com



Dazu ein kleines Beispiel
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 IT / Cyberrisk / Datenschutz 



 bAV



 HR / Mitarbeiter



 Versicherungsstatus 



 Liquiditätsplanung



 Energiesicherheit



 Nachhaltigkeit



 …



Bild: Adobe Stock



Wo verstecken sich 
existenzielle Risiken?
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Quelle:www.gbvl.de
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 arbeitsrechtliche Grundlage muss geklärt sein



 Arbeitsrecht ist kein Versicherungsrecht 



 Ist die arbeitsvertragliche Leistungspflicht des 
Arbeitgebers unklar oder gar nicht definiert, 
geht dies grundsätzlich zulasten des 
Arbeitgebers (vgl. BAG, Urteil vom 12.06.2007, 
Az. 3 AZR 83/06; Urteil vom 18.11.2008, Az. 3 
AZR 277/07)



StaRUG und die bAV



Bild: Adobe Stock











|



Und nun?
 StaRUG geht jedes Unternehmen etwas an!



 Wer nichts macht, macht definitiv etwas falsch!



 Ein Krisenfrüherkennungssystem …



 schafft unternehmerische Freiräume!



 gibt Orientierungshilfen im Unternehmensalltag!



 dokumentiert unternehmerische Schwachstellen!



 macht einem Anspruchsteller die Arbeit deutlich schwerer!



 liefert Argumente gegen einen Haftungsausschluss einer 
D&O-Versicherung!
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Wir sind für Sie da!



Bastanier & Schmelzer 
Rechtsanwälte PartmbB 
Zwinglistraße 29



01277 Dresden



Telefon: 0351 / 275 519 10



Fax: 0351 / 332 760 20



E-Mail: post@bastanier-schmelzer.de



www.bastanier-schmelzer.de
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http://www.my-penstime.de/




















Arbeitsleistung: entfällt nach wenigen Jahren



Gehalt: fließt weiter mit bis zu 90% des 



Vollzeitgehalts, auch in der Ruhezeit vor Rente



Gefahr:  intransparenter Auswahlprozess



Schaden für Kultur im Betrieb möglich



Arbeitsleistung / Gehalt: unverändert



Gehalt gegen Arbeitsleistung



Arbeitsleistung bis 67 - x



Nutzen: Leistung (Arbeit) und Gegenleitung 



(Gehalt) im Einklang



Kosten: kaum



Mehrwert für den treuen Mitarbeiter: 



Aufbau von optimiertem Vorsorgevermögen











Versorgungslücke – Weshalb Rentenpunkte so wichtig sind

















Der Vorruhestand ohne Zeitwertkonto

















http://www.lebenszeit-kaufen.de/








Früher frei, ohne Punkte zu verlieren



Wie wird meine Rente berechnet | Deutsche Rentenversicherung (deutsche-rentenversicherung.de)





https://www.deutsche-rentenversicherung.de/DRV/DE/Rente/Allgemeine-Informationen/Wie-wird-meine-Rente-berechnet/wie-wird-meine-rente-berechnet_node.html#:~:text=Wert%201%2C0.-,Aktueller%20Rentenwert,39%2C32%20Euro%20f%C3%BCr%20Ostdeutschland.








Rechne selbst für dein Konto



Einfach mal probieren



Ausgangsbasis: MA Jahrgang 75, Gehalt 4.500 EUR, Steuerklasse III



Ziel: mit 65 Jahren mit 90% des Gehalts in den Vorruhestand



Renditeerwartung: 2% p.a. (nach Kosten)











Zeitwertkonto mit 3 fach Rendite – Bindung pur























Gegenstand der 
Betriebsprüfung



… durch einen Dritten zu führen, … insbesondere in einem 



Treuhandverhältnis



Anlage des Wertguthabens auf einem offenen 



Treuhandkonto























Nur ein Konto für beliebig viele Mitarbeiter*innen
Auch im Zeitverlauf einfach neue Mitarbeiter*innen ohne Zusatzaufwand sichern

















Thema Produktanbieter PensExpert



Führender Zeitwertkontenanbieter - PensExpert
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Was erwartet Sie? 



Wer ist die Deutsche Unterstützungskasse (DUK)?
Wir über uns



Pensions -und Unterstützungskassenzusagen an GGFs bei Insolvenz einer GmbH
BGH-Urteil zum Insolvenzschutz von Pensionszusagen



Mögliche Auswirkungen des Urteils auf die Vermögenswerte zur Finanzierung der Pensionszusage



Rechtsprechung zum Insolvenzschutz von U-Kassenzusagen



Zusätzliche Maßnahmen der Deutschen Unterstützungskasse zur Sicherung der Vermögenswerte.



Vorstellung "patum non petendo“ – eine mögliche Alternative zur Liquidationsdirektversicherung für 
beherrschende Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer über die DUK











Wer ist die Deutsche Unterstützungskasse (DUK)?
Wir über uns 



Gegründet im Mai 2004.



Versichererunabhängige Verwaltungs- und Abwicklungsplattform.



Verwaltet ausschließlich kongruent rückgedeckte Versorgungszusagen.



Unterstützt unabhängige Vermittlerinnen bzw. Vermittler und Trägerunternehmen bei der Entwicklung 



von Versorgungskonzepten. 



ConceptIF Pensions AG setzt die vertrieblichen Aktivitäten der DUK um.  
 Ist Ansprechpartner für Versicherungsunternehmen und Beraterinnen bzw. Berater 
 Organisiert mit der DUK die Durchführung der Versorgungszusagen.











Zahlen, Daten & Fakten



Im Unterstützungskassenbereich werden Versorgungszusagen für mehr als 
3.900 Unternehmen verwaltet (Stand 31.12.2023).



52,3 Millionen Euro (laufender Beitrag) in 2023 an die Versicherer 
weitergeleitet.



Verwaltungsmandate mit einem Beitragsvolumen von etwa 123 Millionen 
Euro in 2023 neu hinzugekommen.











Vorgehensweise zur Einrichtung von Zusagen



1. Erzeugung Musterunterlagen zur Erteilung der Zusagen über den Formulargenerator* oder downloaden und 
ausfüllen. 



2. Auswahl Rückdeckungsversicherungen (RDV) – zwischen Versicherungsvermittlerin bzw. -vermittler und 
Unternehmen. 



3. Sendung  Formular-Paket an DUK (Musterunterlagen zur Einrichtung der Zusagen plus RDV-Anträge).



4. Unterlagenprüfung, Gegenzeichnung und Versendung der RDV-Anträge an die Versicherungsgesellschaften.



5. Nach Vorlage der Policen: DUK erstellt und versendet die Leistungsausweise. 



6. Ab hier: DUK übernimmt Durchführung und Verwaltung der Zusagen in Anwartschafts- und Rentenphase.
*Von registrierten Vermittlerinnen und Vermittlern nutzbar.



Auch noch wichtig: Vergütung der Vermittlerinnen und Vermittler, erfolgt direkt über bestehende 
Vereinbarungen – einer gesonderten Vereinbarung* mit der DUK bedarf es nicht.
*Je nach Versicherungsunternehmen, Region, Vertriebsweg oder auch Aktualität der Vereinbarung können Sonderreglungen gelten oder ist ein Nachtrag zur Vereinbarung notwendig. 
Bitte informieren Sie sich hierzu beim jeweiligen Versicherungsunternehmen.











Besonderheiten der Deutschen Unterstützungskasse
 Wir handeln ausschließlich im Sinne der Unternehmen, deren Zusagen wir verwalten und durchführen. 



 Jede Zusage kann mit einer Rückdeckungsversicherung eines anderen Versicherungsunternehmens ausfinanziert werden.



 Ab 400 Euro Dotierungsbetrag kann sich die Streuung auf mehrere Zusagen lohnen (Portfolio-Konzept).



Unsere Versicherungspartner:











Risikostreuung und Anlagemanagement 
bei Unterstützungskassenzusagen











Situation:



Regelmäßig werden zur Ausfinanzierung einer Unterstützungskassenzusage hohe Beträge fällig, z.B. bei:



 geschäftsführenden Gesellschafterinnen und Gesellschaftern sowie Vorstandsmitgliedern 
(Stichwort: ersetzende Versorgung).



 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit höheren Einkommen und somit höherem Versorgungsbedarf.



 Älteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die keine bzw. ungenügende Altersvorsorge aufgebaut haben.



In diesen Fällen die Zusage mit „nur“ einem Rückdeckungsversicherungsprodukt auszufinanzieren kann 
riskant sein, denn:



 sowohl eine ungünstige Entwicklung des Versicherungsprodukts,
 als auch eine ungünstige Entwicklung des Versicherungsunternehmens 
kann den gesamten Erfolg der Versorgung gefährden.











Eine Lösung: 
DUK:Portfolio-Konzept



 Der Dotierungsbetrag zur Ausfinanzierung der Versorgung wird auf 
mehrere Zusagen verteilt.



 Zusagen werden mit unterschiedlichen Rückdeckungsversicherungen von ggfs. 
verschiedenen Versicherungsgesellschaften ausfinanziert. 



 Zusammenfassung der Zusagen pro Versorgungsanwärterin bzw. -anwärter in der Verwaltung der 
DUK (z.B. aggregierte Wertstandsmitteilung, Rentenzahlung).



 Empfehlung: ab 400 Euro Dotierungsbetrag kann sich die Streuung auf mehrere Zusagen 
lohnen.











Vorteile



 Vermeidung von „Kumulrisiken“ durch Verteilung der Dotierung auf mehrere Zusagen.
 Unterschiedliche Produktkonzepte können sich dabei ergänzen.
 Für jede Versorgungsanwärterin und jeden Versorgungsanwärter kann ein eigenes Zusagen-Portfolio individuell 



und bedürfnisgerecht zusammengestellt werden.



UND: Bei Erhöhung der Dotierung können entweder die bestehenden Zusagen aufgestockt werden oder eine 
weitere Zusage kann das Portfolio ergänzen.



So können attraktive Neuprodukte im Laufe der Zeit mit einbezogen werden – das Portfolio “atmet”.



Ergebnis: 
Beraterinnen und Berater, die mit dem DUK:PortfolioKonzept arbeiten, erbringen eine Consulting-
Dienstleistung mit entsprechender Wertigkeit und Wahrnehmung bei den Unternehmen.











Pensions -und Unterstützungskassenzusagen 
in der Insolvenz einer GmbH











Pensions -und Unterstützungskassenzusagen 
in der Insolvenz einer GmbH



Im Nachfolgenden soll betrachtet werden, ob und inwieweit die Vermögenswerte zu Ausfinanzierung einer 



Zusage an geschäftsführende Gesellschafterin bzw. einen geschäftsführender Gesellschafterfinden in Form 



einer



Pensionszusage bzw.



als Unterstützungskassenzusage über die DUK



bei der Insolvenz einer GmbH vor dem Zugriff seitens der Gläubiger der GmbH geschützt sind.











Pensionszusage: ein BGH-Urteil zur Verwertung 
einer verpfändeten Rückdeckungsversicherung



Tenor des Urteils: eine Lebensversicherung [gilt auch für andere verpfändete Assets, 
wie z.B. Investmentdepots, Anm.d.Verf.}, die zur Rückdeckung einer Pensionszusage an 
geschäftsführende Gesellschafterinnen bzw. Gesellschafter dient, darf im Falle einer 
Insolvenz auch ohne deren Zustimmung von einem Insolvenzverwalter auflöst werden.



Fall: Im Streitfall war die Rückdeckungs-Police für die zwei Gesellschafter-
Geschäftsführer verpfändet. Im Rahmen des Insolvenzverfahrens der GmbH verlangte 
der Insolvenzverwalter den Rückkaufswert heraus.



Dies könne der Insolvenzverwalter verlangen, so der BGH, denn:



Die Pfandreife ist im Falle einer Insolvenz nicht eingetreten. 



Allerdings müsse er den Erlös so hinterlegen, dass die Versorgungsanwartschaft erfüllt 
werden könne.



Das klingt zunächst sicher, oder?











Mögliche Auswirkungen des Urteils auf die Vermögenswerte 
zur Finanzierung der Pensionszusage bei Insolvenz der GmbH



Behauptung: Fällt eine GmbH in Konkurs, dann können Gläubiger der GmbH auf Basis dieses Urteils in bestimmten 
Fällen auf die Vermögenswerte der Rückdeckungsversicherung zur Finanzierung der Pensionszusage zugreifen. 



Wie kann das passieren trotz Verpflichtung zu Hinterlegung?



Immer dann, wenn die geschäftsführende Gesellschafterin bzw. der geschäftsführende Gesellschafter persönlich – 
beispielsweise durch eine Bürgschaft – für die GmbH haftet …











Mögliche Auswirkungen des Urteils auf die Vermögenswerte 
zur Finanzierung der Pensionszusage bei Insolvenz der GmbH, Teil II



Der Pfandgläubiger (geschäftsführenden Gesellschafterin bzw. geschäftsführenden Gesellschafter) einer Pensionszusage kann 
vom Insolvenzverwalter nur die Sicherstellung verlangen (§§ 1282 I, 1228 II BGB) – beispielsweise die Hinterlegung des Geldes 
bei Gericht.



In der Praxis geben allerdings viele Insolvenzverwalter die Rückdeckungsversicherung durch eine einfache Erklärung frei.



Begründung: der Insolvenzverwalter darf dem Pfandgläubiger (geschäftsführende Gesellschafterin bzw. geschäftsführender 
Gesellschafter) eine Frist durch das Insolvenzgericht zur Verwertung der Rückdeckungsversicherung setzen lassen (n. § 173 
InsO). Dies betont auch der BGH in seinem Urteil.



Folge: damit fällt der Vertrag  der geschäftsführenden Gesellschafterin bzw. dem geschäftsführenden Gesellschafter zu und 
Gläubiger könnten dann – wegen der Bürgschaft für die GmbH – Ansprüche geltend machen. 



Sprich: der Barwert der Anwartschaft (z.B. nach der m/n-tel-Regelung wird als Kapital an die geschäftsführende 
Gesellschafterin bzw. den geschäftsführenden Gesellschafter ausgezahlt und ist sofort pfändbar.  











Mögliche Auswirkungen des Urteils auf die Vermögenswerte zur 
Finanzierung der Pensionszusage bei Insolvenz, 
Zusammenfassung



Wenn geschäftsführende Gesellschafterinnen bzw. Gesellschafter von ihrer GmbH



• eine Zusage der betrieblichen Altersversorgung über den Durchführungsweg der Pensionszusage erhalten und
• persönlich für die GmbH bürgen,



dann kann auf Basis des BGH-Urteils der Fall eintreten, dass Gläubiger auf große Teile oder gar das gesamte Vermögen 
zur Ausfinanzierung der Pensionszusage Zugriff erhalten mit den entsprechenden Folgen für die Altersversorgung.











U-Kassenzusage: ein BAG- und ein BGH-Urteil zur 
Verwertung der Rückdeckungsversicherun



Tenor BAG-Urteil: Insolvenzverwalter haben keinen Anspruch auf die Auskehrung des 
Rückkaufswerts der Versicherung, mit der Anwartschaften auf Altersversorgung von der U-
Kasse rückgedeckt wurden.



Fall: Der Insolvenzverwalter und die U-Kasse stritten darüber, ob die U-Kasse verpflichtet ist, 
Rückkaufswerte aus der zur kongruenten Rückdeckung der Zusage abgeschlossenen 
Versicherung an die Insolvenzmasse auszukehren. 



1. Das BAG hat 2010 die Klage letztinstanzlich abgewiesen und:



2. der BGH hat dies 2019 in seinem Urteil explizit bestätigt für Zusagen an 
geschäftsführende Gesellschafterinnen bzw. Gesellschafter.



BAG- und BGH-Urteil sind logisch, denn Ansprüche aus der Rückdeckungsversicherung stehen 
nicht dem Unternehmen, sondern der DUK zu und insofern kann weder das Unternehmen 
noch der Insolvenzverwalter über diese Ansprüche verfügen.



Und als ob das nicht schon genug wäre …











Zusätzliche Maßnahmen der DUK zur Sicherung 
der Vermögenswerte – die Satzung
Zur zusätzlichen Sicherstellung ist in der Satzung der DUK geregelt:



 „Der Zweck des Vereins ist ausschließlich und unabänderlich die Unterstützung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, bzw. 
ehemaligen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern … im Alter oder bei Invalidität sowie nach ihrem Tod ihren hinterbliebenen 
Personen… zu gewähren“, (§ 2,  Absatz 1 der Satzung).



 „Es ist ausgeschlossen, dass Zuwendungen bzw. das dadurch gebildete Vereinsvermögen auf ein Trägerunternehmen 
zurückübertragen werden; dies gilt auch für den Fall, dass die Eigenschaft als Trägerunternehmen erloschen ist“,  (§7, 
Absatz 2 der Satzung).



 „Die Trägerunternehmen verzichten grundsätzlich auf Rückforderungen des für sie jeweils gebildeten Kassenvermögens… . 
Der Verzicht gilt insbesondere für Rückforderungen … im Fall der Insolvenz des Trägerunternehmens … (§7, Absatz 3 der 
Satzung)



 „Das gesamte Vereinsvermögen darf ausschließlich und unmittelbar nur für die Zwecke des Vereins gemäß § 2 verwendet 
werden“, (§8, Absatz 1 der Satzung).



Und – besonders wichtig für Geschäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer mit beherrschendem Einfluss: 



  „Die DUK behält sich vor, ausnahmsweise Versorgungsleistungen auch dann zu gewähren, wenn ein Insolvenzverfahren 
über das Vermögen des Trägerunternehmens eröffnet oder mangels Masse abgewiesen wurde oder wenn das 
Trägerunternehmen im Zuge einer Liquidation aufgelöst wurde„, (§ 2,  Absatz 2 der Satzung) 



So ist sichergestellt, dass die DUK auch dann noch die Verwaltung der Versorgung durchführen darf, wenn das 
Trägerunternehmen nicht mehr existieren sollte – Vereinszweck.



Stichwort: GGFs sind Arbeitnehmer, die im Falle einer Insolvenz nicht(!) durch den PSV aG geschützt sind.











Auswirkungen einer Insolvenz der GmbH auf die 
Vermögenswerte zur Finanzierung der Zusage über die DUK, 
Zusammenfassung



Wenn geschäftsführende Gesellschafterinnen und Gesellschafter von ihrer GmbH eine Zusage der 
betrieblichen Altersversorgung über die kongruent rückgedeckte DUK erhalten, dann bleiben die 
bei der DUK zur Finanzierung der Zusagen verwalteten Vermögenswerte im Falle einer Insolvenz 
vollständig erhalten.



Selbst dann, wenn sie beherrschenden Einfluss auf die GmbH ausüben und eine persönliche Bürgschaft für die 
GmbH abgelegt haben.  











Der "patum non petendo“ – eine mögliche Alternative zur 
Liquidationsdirektversicherung für beherrschende 



Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer über die DUK











Der "patum non petendo“ – Alternative zur Liquidationsdirektversicherung für 
beherrschende Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer über die  DUK



Situation: Eine GmbH, die eine Verpflichtung aus einer Pensions- oder U-Kassenzusage hat, kann nicht liquidiert werden.



Grundsatz: nur eine sogenannte "Liquidationsdirektversicherung" nach § 4, Absatz 4 BetrAVG in Verbindung mit § 3 Nr. 65 
EstG bietet bei Auflösung einer GmbH die einzige Möglichkeit, um unverfallbare Verpflichtungen aus einer 
Unterstützungskassen- oder Pensionszusage mit schuldbefreiender Wirkung auf ein Versicherungsunternehmen zu 
übertragen und eine rechtliche sowie wirtschaftliche Enthaftung der GmbH zu bewirken, damit die GmbH aufgelöst 
(liquidiert) werden kann.



Ansonsten kann die GmbH nicht aufgelöst werden und besteht -weiter (Rentner-GmbH).



Die Frage ist also: Gibt es von diesem Grundsatz eine Ausnahme? 











Der "patum non petendo“ – Alternative zur Liquidationsdirektversicherung für 
beherrschende Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer über die DUK



Ja, und so könne es gehen: Eine GmbH, die eine Versorgungszusage an eine Geschäftsführerin oder an einen Geschäftsführer mit beherrschendem 
Einfluss erteilt hat und diese über die DUK durchführen lässt, soll aufgelöst werden.



Da bei Versorgungszusagen über die DUK die 100%ige Kongruenz in der Rückdeckung durch den Leistungsplan der DUK sichergestellt ist (Stichwort: 
dynamischer Verweis auf die Rückdeckungsversicherungen, „Art, Höhe und Fälligkeit …“), kann die Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer mit der 
GmbH einen sogenannten pactum non petendo schließen (ein Stillhalteabkommen, eine Vereinbarung, einen Anspruch nicht geltend zu machen).



Gegenstand des pactum non petendo ist die Verpflichtung der GmbH für die Erfüllung der Zusage einzustehen. Diese Vereinbarung, darüber den 
Anspruch gegen die GmbH nicht geltend zu machen, soll dem Umfang nach und solange gelten, bis die DUK ihre Leistungen gemäß Leistungsplan 
erbracht hat - was im Rahmen der kongruenten Rückdeckung gleichzusetzen ist mit der Garantie, dass sämtliche Ansprüche aus der Zusage erfüllt 
werden.



Da beherrschende Geschäftsführerinnen bzw. Geschäftsführer nicht unter den Geltungsbereich des  BetrAVG fallen, „dürfen“ diese proklamieren, auf 
den Anspruch zur Einstandsverpflichtung so lange zu verzichten und sich mit den Leistungen aus der DUK zufrieden zu geben, wie die DUK die von der 
GmbH zugesagte Verpflichtung in vollem Umfang erfüllt, was - wie oben beschrieben - aufgrund der Kongruenz in der Rückdeckung die gleiche Qualität 
hat, wie die Einstandspflicht des Unternehmens.



Auf diese Weise – und nur, weil die DUK gemäß § 2, Absatz 2 ihrer Satzung auch nach Auflösung der GmbH die Durchführung der Zusage in der 
Anwartschafts- bzw. Rentenphase weiterhin gewähren darf – ist der Abschluss einer Liquidationsdirektversicherung nicht zwingend notwendig.











Umsetzung pactum non petendo



Schritt 1: Die Geschäftsführerin bzw. der Geschäftsführer gibt eine Willenserklärung gegenüber der GmbH ab in welcher versichert wird, 



 dass während der gesamten Zeit der Zusage beherrschender Einfluss auf die GmbH  bestand,



 dass die Bestimmungen des BetrAVG aus diesem Grunde keine Geltung entfaltet haben,



 dass auf den Anspruch gegenüber der GmbH nach §1 Absatz 1, Satz 3 BetrAVG (Einstandspflicht des Unternehmens) für die der Erfüllung erteilten Zusage einzustehen 
verzichtet wird,



 und dass dieser Verzicht dem Umfang nach und solange gilt, bis die DUK ihre Leistungen gemäß Leistungsplan erbracht hat (pactum non petendo, Stillhalteabkommen) – was 
im Rahmen der kongruenten Rückdeckung über die DUK gleichzusetzen ist mit der Garantie, dass sämtliche Ansprüche aus der Zusage erfüllt werden.



Schritt 2: die Liquidatorin bzw. der Liquidator präsentiert beim Handelsregister zusammen mit den weiteren für die Liquidation relevanten Unterlagen



 die Willenserklärung (pactum non petendo, Stillhalteabkommen) und 



 die Zusage, den Leistungsplan und die Satzung der DUK.



Schritt 3: Die Rechtspflegerin bzw. der Rechtspfleger erkennt, dass der pactum non petendo/das Stillhalteabkommen) im Rahmen der kongruenten Rückdeckung der DUK 
gleichzusetzen ist mit der Garantie, dass sämtliche Ansprüche aus der Zusage erfüllt werden und die Liquidation wird durchgeführt.



Gebühren, die nach der Auflösung der GmbH mit der Durchführung der Zusage entstehen, erhebt die DUK dann bei der Geschäftsführerin bzw. dem Geschäftsführer.



Auf diese Weise – und nur, weil die DUK gemäß § 2, Absatz 2 ihrer beigefügten Satzung auch nach Auflösung der GmbH die Durchführung der Zusage in der 
Anwartschafts- bzw. Rentenphase weiterhin gewähren darf – kann eine GmbH ohne Abschluss einer Liquidationsdirektversicherung abgeschlossen werden.











Vielen herzlichen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!



 
 



Andreas Olm Christian Willms



a.olm@deutsche-ukasse.de c.willms@deutsche-ukasse.de



+49 172-7427159 +49177-239 39 06



+4940-696 355-511 +4940-696 355-355
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Hinweise



Die Ihnen überlassenen Unterlagen basieren auf Beurteilungen und rechtlichen Einschätzungen 
der ConceptIF Pensions AG zum Zeitpunkt der Erstellung der Unterlagen. 



Die Unterlagen dienen ausschließlich zu Informationszwecken und ersetzen keine individuelle 
Beratung. Eine Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit kann nicht übernommen werden. 



Durch die Überlassung der Unterlagen wird eine Haftung gegenüber dem Empfänger, Teilnehmer 
oder Dritten nicht begründet.



Die Weitergabe dieser Präsentation an einen Dritten bedarf einer expliziten Zustimmung durch 
ConceptIF Pensions AG.
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